
Wissenschaftlicher Beitrag

Zusammenfassung  Der Beitrag befasst sich am Beispiel 
Sachsen-Anhalts mit der Frage nach den Determinanten der 
Effizienz der kommunalen Leistungserstellung. Im Vorder-
grund steht dabei der Einfluss von Gemeindegröße, Verwal-
tungsform sowie siedlungsstrukturellen, demographischen 
und räumlichen Faktoren. Dazu wird eine nichtparametri-
sche Effizienzmessung (Data Envelopment Analysis bzw. 
der Convex-order-m-Ansatz) durchgeführt. Im Unterschied 
zu vergleichbaren Studien setzt die Untersuchung dabei auf 
der konsolidierten Ebene der Verwaltungsgemeinschaften 
und Einheitsgemeinden an, da wesentliche Kompetenzen 
auf der gemeinsamen Verwaltungsebene angesiedelt sind. 
Die Ergebnisse zeigen, dass Verwaltungsverbände oder 
-gemeinschaften keinen signifikanten Effizienznachteil
gegenüber Einheitsgemeinden aufweisen müssen. Ferner
deuten die Analysen zur Skaleneffizienz darauf hin, dass
die meisten sachsen-anhaltischen Gemeinden durch die
Bildung von Verwaltungsgemeinschaften 2004 eine weit-
gehend effiziente „Betriebsgröße“ hatten. Demographische
und siedlungsstrukturelle Faktoren haben außerdem einen
maßgeblichen Einfluss auf die technische Effizienz der
Städte und Gemeinden: Während eine höhere Bevölke-
rungsdichte zumindest teilweise effizienzfördernd ist, wir-
ken ein höherer Seniorenanteil, aber auch eine positive Be-
völkerungsentwicklung tendenziell eher effizienzmindernd.
Die Berücksichtigung räumlicher Zusammenhänge in der
Effizienzschätzung ist ein komplexes Problem, das bisher
nur unzureichend gelöst wurde.
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Abstract  In this contribution we analyze the determinants 
of the efficiency of municipal service provision using the 
example of the German state of Saxony-Anhalt. The fo-
cus lies on the effects of municipality size, institutional 
setting and spatial or demographic factors. We perform a-
non-parametric efficiency estimation (Data Envelopment 
Analysis and the Convex order-m approach). In contrast 
to previous studies, we choose the aggregate budget of 
municipal associations as the object of our analysis since 
important competences are settled at the joint administra-
tive level. The results show that municipal associations do 
not necessarily have to be less efficient than independent 
municipalities. Furthermore, the results for scale efficiency 
indicate that most municipalities of Saxony-Anhalt had a 
sufficiently efficient “firm size” in 2004. Moreover, demo-
graphic factors and settlement structures have a significant 
effect on the technical efficiency of towns and municipali-
ties: While a higher population density might be, to some 
extent, efficiency-enhancing, an increasing share of senior 
citizens or population growth might have the opposite ef-
fect. The integration of spatial interdependencies in effi-
ciency estimations is a complex problem that has only been 
solved insufficiently yet.
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1 � Einleitung

Bei Politikern, Vertretern der Verwaltungswissenschaft wie 
auch in Teilen der betriebs- und volkswirtschaftlichen Lite-
ratur scheint sich die Vorstellung durchgesetzt zu haben, 
dass für Kommunen der Grundsatz, größer sei häufig bes-
ser, zu gelten habe.1 Große Landkreise, Gemeinden oder 
andere kommunale Einheiten wären demnach grundsätzlich 
leistungsfähiger und folglich kostengünstiger bzw. effizien-
ter in der Leistungserstellung. Obwohl aus ökonomischer 
Sicht durchaus Gründe gegen diese Annahme sprechen, 
sind kritische Stimmen dazu vergleichsweise selten.2 Dies 
spiegelt sich in einem anhaltenden Trend zu Gemeindege-
bietsreformen in Ost- und Westdeutschland, aber auch in 
Europa und Übersee wider.3

Vor dem Hintergrund des zu erwartenden Bevölkerungs-
rückgangs, verbunden mit der kritischen Finanzsituation der 
Kommunen, werden vor allem in Ostdeutschland Gemeinde- 
und Kreisgebietsreformen forciert mit dem erklärten Ziel, 
die Leistungsfähigkeit auch in Zukunft zu erhalten. Ergeb-
nis dieser Bemühungen sind z. B. Landkreise mit der Flä-
che des Saarlandes in Mecklenburg-Vorpommern4 oder die 
radikale Reduzierung der Zahl der Gemeinden in Sachsen-
Anhalt von 1.300 im Jahre 1995 auf 220 im Jahre 20115.

Obwohl eine Analyse der Auswirkungen der Gemein-
dereformen z.  B. auf das kommunale Ausgabenverhalten 
(vgl. Reingewertz 2012) wünschenswert wäre, kann sie für 
den gesamten kommunalen Sektor eines der betroffenen 
Bundesländer zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht, und für 

1 Vgl. z. B. King/Ma (2000) für Großbritannien. Für Deutschland sei 
beispielhaft auf die Gutachten von Hesse (2010a) für Niedersachsen 
und Rheinland-Pfalz (Hesse 2010b) verwiesen.
2 Zimmermann (2009: 27 f.) äußert sich kritisch zu den westdeutschen 
Gebietsreformen der 1970er Jahre, die sich allein vom Gedanken der 
Kostendegression leiten ließen. Feiock (2004: 49) stellt für die USA im 
Hinblick auf Zusammenschlüsse von Kernstädten mit dem umliegen-
den Landkreis („city-county consolidation“) fest, dass die zumindest 
in der Theorie möglichen Vorteile solcher Zusammenschlüsse (z. B. 
Kostenersparnisse) empirisch nicht belegt werden konnten. Er bietet 
als Erklärung an, dass die möglichen Vorteile den Charakter eines 
öffentlichen Gutes haben, die im politischen Prozess hinter den pri-
vaten Interessen der die Zusammenschlüsse vorantreibenden Akteure 
(consolidation entrepreneurs) zurückstehen müssen.
3 Für eine Übersicht vgl. Fox/Gurley (2006).
4 Zur Kreisgebietsreform in Mecklenburg-Vorpommern vgl. z. B. 
Büchner/Franzke/Nierhaus (2008).
5 Speziell zur sachsen-anhaltischen Gemeindegebietsreform vgl. 
Rosenfeld/Kluth/Haug et al. (2007).

die Ebene der einzelnen Kommunen überhaupt nicht sinn-
voll durchgeführt werden.6 Aus diesem Grund verfolgt der 
vorliegende Beitrag einen anderen Ansatz: Es wird unter-
sucht, ob eine zu einem bestimmten Zeitpunkt existierende 
Gemeindestruktur (d. h. vor einer einschneidenden Gemein-
dereform) als grundsätzlich ineffizient bezeichnet werden 
konnte. Die Frage, wie diese Gemeindestruktur zustande 
gekommen ist,7 muss dabei auch aus Gründen der Hand-
habbarkeit des Untersuchungsgegenstandes ausgeklammert 
werden. Um problematische Vergleiche mit anderen Bun-
desländern zu vermeiden, z. B. aufgrund des unterschied-
lichen „Kommunalisierungsgrades“ staatlicher Aufgaben, 
dienen dabei die effizientesten Gemeinden des jeweiligen 
Bundeslandes als Richtgröße („Benchmark“).

Empirische Analysen zur globalen Effizienzanalyse8 von 
Kommunen geben unterschiedliche Auskünfte zum Einfluss 
von Gemeindegröße und Verwaltungsform auf die Effizienz – 
sofern das Problem überhaupt behandelt wird. Die vorhande-
nen ökonomischen Effizienzanalysen für Deutschland (d. h. 
für Baden-Württemberg und Sachsen) von Geys/Heinemann/
Kalb (2010), Kalb (2010a), Kalb (2010b) oder Kriese (2008) 
scheinen dagegen die Vorzüge großer Gemeinden und zentra-
listischer Kommunalstrukturen zu bestätigen. Demgegenüber 
konnten Bönisch/Haug/Illy et al. (2011) für Sachsen-Anhalt 
weder nennenswerte Größenvorteile bei Gemeinden noch 
Effizienzvorteile für bestimmte Gemeindeformen bestätigen.9

Allerdings weisen zumindest die Untersuchungen für 
Sachsen und Baden-Württemberg eine wesentliche Schwä-
che auf, da sie die einzelne Gemeinde als Untersuchungs-
objekt wählen – obwohl in Baden-Württemberg, genauso 
wie in Sachsen, kleine Gemeinden sich einer Verwaltungs-
gemeinschaft oder einem Verwaltungsverband anschließen 
mussten. Dieser Zusammenschluss ermöglicht den Mit-
gliedsgemeinden die gemeinsame Nutzung von Ressourcen 
und die Gewährleistung der kommunalen Leistungsfähig-
keit ohne Verlust der gemeindlichen Unabhängigkeit. Es 
hat daher aus mehreren Gründen einen Sinn, die gesamte 

6  Auf der aggregierten Ebene sind die Ausgabenpositionen des kom-
munalen Sektors in den Jahren nach dem Ende der Reformen (in 
Sachsen-Anhalt im Jahr 2011) noch durch einmalige Gründungsauf-
wendungen oder Kostenremanenzen (z. B. nur über „natürliche Fluk-
tuation“ abbaubare Personalüberbestände) verzerrt. Die Analyse auf 
der Ebene der einzelnen Landkreise, Städte und Gemeinden erfordert 
eine geeignete Kontrollgruppe, d.  h. eine hinreichende Anzahl von 
Gemeinden des gleichen Bundeslandes, die keinerlei Gebietsverände-
rungen durch die Reform erfahren haben. Letzteres ist in Sachsen-An-
halt, aber auch in den meisten anderen ostdeutschen Bundesländern, 
nicht gegeben.
7  Eine Frage, die z.  B. bei Weese (2008) bei seiner Analyse von 
Gemeindezusammenschlüssen in Japan im Vordergrund steht.
8  Darunter wird im Folgenden die Analyse mit Bezug auf das kom-
plette (de facto aber auf das im kommunalen Verwaltungs- und Ver-
mögenshaushalt erfasste) kommunale Leistungsspektrum verstanden.
9  Für eine Zusammenstellung internationaler Effizienzanalysen für 
Kommunen vgl. z. B. De Borger/Kerstens (2000) oder Kalb (2010b).
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Verwaltungsgemeinschaft als „Produktionseinheit“ bzw. 
den aggregierten Haushalt der Verwaltungsgemeinschaft 
anstelle der Haushalte der einzelnen Mitgliedsgemeinden zu 
untersuchen: Die Gemeinden geben in erheblichem Umfang 
Rechte und Zuständigkeiten für kommunale Leistungen an 
die Verwaltungsgemeinschaftsebene ab, die die Verwal-
tungsgemeinschaftsebene dann im Rahmen eines separa-
ten Haushalts durchführt. Werden anstelle der aggregierten 
Verwaltungsgemeinschaftsebene die Ausgaben der einzel-
nen Mitgliedsgemeinden betrachtet, ergeben sich massive 
Zurechnungsprobleme dieser, im wahrsten Sinne des Wor-
tes, „Gemeinkosten“. Als weitere Schwäche kommt neben 
methodischen Problemen der in den Studien angewand-
ten parametrischen Methoden der Effizienzanalyse (vgl. 
Kap.  4.1.1) noch die unzureichende Erfassung der Kapi-
talkosten in den vorgenannten Studien hinzu, da nur die 
Ausgaben für Fremdkapitalzinsen berücksichtigt werden. 
Letzteres führt möglicherweise zu einer Verzerrung zuguns-
ten von Gemeinden, die zwar übermäßig viel (Real-)Kapital 
einsetzen, dieses aber überwiegend aus Eigenmitteln oder 
Investitionszuschüssen finanziert haben.

Der vorliegende Beitrag setzt bei diesen Defiziten der 
vorhandenen kommunalen Effizienzstudien an. Erstens wird 
die aggregierte und konsolidierte Ebene der einzelnen Ver-
waltungsgemeinschaften als das eigentlich adäquate Unter-
suchungsobjekt betrachtet. Zweitens werden durch den 
gewählten nichtparametrischen Ansatz bestimmte methodi-
sche Probleme vermieden (vgl. Kap. 4.1.1) und drittens wird 
durch die Wahl einer geeigneten Näherungsgröße für den 
kommunalen Kapitalstock das Problem der systematischen 
Untererfassung der (nicht beobachtbaren) Kapitalkosten 
zumindest gemildert. Konkret wird am Beispiel Sachsen-
Anhalts empirisch folgenden Fragen nachgegangen:

• 	�Existieren nennenswerte Größenvorteile bei Gemeinden?
• 	�Gibt es signifikante Unterschiede bei der betrieblichen

Effizienz zwischen Verwaltungsgemeinschaften und
Einheitsgemeinden?

• 	�Welchen Einfluss hat die Zahl der Mitgliedsgemeinden
auf die Effizienz?

• 	�Wie wirken sich unterschiedliche demographische und
siedlungsstrukturelle Verhältnisse auf die Gemeindeeffi-
zienz aus?

• 	�Lassen sich auffällige räumliche Zusammenhänge zwi-
schen der Effizienz einzelner Gemeinden feststellen?

Der Beitrag gliedert sich wie folgt: Nachdem in Kap. 2 der 
theoretische Hintergrund kurz dargelegt wird, werden in 
Kap.  3 die institutionellen Rahmenbedingungen für Sach-
sen-Anhalt vor der Gemeindegebietsreform dargestellt. In 
Kap. 4 werden dann im Rahmen einer nichtparametrischen 
Effizienzanalyse die Determinanten der kommunalen Effi-
zienz analysiert. Kapitel 5 fasst die Ergebnisse zusammen 
und zeigt mögliche politische Konsequenzen auf.

2 � Theoretischer Hintergrund

Aus der Sicht der politischen Ökonomie ist der Zusammen-
hang zwischen Effizienz und Gemeindestruktur alles andere 
als eindeutig. Selbst wenn davon ausgegangen wird, wie 
das für die nachfolgende empirische Analyse unterstellt 
wird, dass das kommunale Leistungsangebot zwischen den 
einzelnen Gemeinden nicht wesentlich variiert bzw. über-
wiegend durch Regulierungen des Bundes oder Landes vor-
gegeben ist, bedeutet das nicht, dass Großgemeinden diese 
gegebene Leistungsmenge und -qualität (im Folgenden als 
„Output“ bezeichnet) auch kostengünstiger, d. h. mit weni-
ger „Inputs“, produzieren.

Zum einen können Größenvorteile bzw. das Erreichen 
der notwendigen „Mindestbetriebsgröße“ für Kommu-
nen auch durch Auslagerung erreicht werden, z.  B. durch 
die bereits erwähnte Bildung von Verwaltungsverbänden 
oder -gemeinschaften, bei denen die Erledigung der Ver-
waltungsaufgaben z. B. an ein gemeinsames Verwaltungs-
amt oder eine Trägergemeinde delegiert wird (vgl. Tullock 
1969). Ferner ist aufgrund der Heterogenität kommunaler 
Dienstleistungen mit ihren unterschiedlich verlaufenden 
Kostenkurven die Bevölkerungszahl ein schlechter Maßstab 
für Skaleneffekte (vgl. Dollery/Byrnes/Crase (2008: 171), 
auch wenn die deutsche Verwaltungswissenschaft, allen 
voran Wagener (1974), Ende der 1960er Jahre, basierend 
auf Minimalauslastungsangaben für öffentliche Einrichtun-
gen entsprechende Versuche zur Bestimmung einer „opti-
malen“ Gemeindegröße (mit weitreichenden politischen 
Konsequenzen) unternommen hat.

Ein zentraler Unterschied zwischen der Herangehens-
weise der Ökonomie und der (deutschen) Verwaltungs-
wissenschaft bei der Beurteilung von Gemeindegröße und 
-form scheint darin zu bestehen, dass maßgebliche Vertre-
ter der Verwaltungswissenschaften Wirtschaftlichkeit der
kommunalen Leistungserstellung und demokratische Par-
tizipation als mehr oder weniger unabhängig voneinander
unterstellen.10 Wird dem die – keineswegs neue – Erkenntnis
der Neuen Institutionenökonomie (vgl. z. B. Richter/Furo-
botn 2010) bzw. der Theorie des Fiskalischen Föderalismus
(vgl. z. B. Oates 2005) entgegengesetzt, dass unterschied-
liche institutionelle Rahmenbedingungen (hier: Gemeinde-
größe und -form) unterschiedliche Anreizwirkungen auf zu
eigennützigem Handeln neigende Wirtschaftssubjekte (hier:
Wähler, Politiker und Verwaltungsangehörige) entfalten,

10  Konkret wird z. B. bei Hesse (2010a: 302) für Niedersachsen auf 
das „Optimierungs- und Rationalisierungspotential“ der existierenden 
Kommunalstruktur hingewiesen. Dabei sei die „Verhältnismäßigkeit 
von Mittel und Ertrag künftiger Reformen“ zu beachten, die nicht zu 
sehr auf Kosten von „Bürgernähe, Identität und demokratischer Teil-
habe“ gehen dürfe. Es entsteht der Eindruck, als ob Bürgernähe und 
demokratische Teilhabe als Störfaktoren für das optimale (aus Sicht 
der Verwaltung) Verwaltungshandeln beurteilt werden.
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so spricht vieles für die Bildung von Verwaltungsverbän-
den anstelle von zentralisierten Großgemeinden: Aufgrund 
der geringeren Informationskosten für die Bürger, aber 
auch einer gleichmäßigeren Repräsentation der einzelnen 
Gemeinden in den relevanten politischen Gremien im Ver-
gleich zu einer Großgemeinde, ist eine effektivere demokra-
tische Kontrolle der Verwaltung zumindest möglich. Hinzu 
kommen weitere „disziplinierende“ Elemente der Verwal-
tungsgemeinschaften, die insbesondere die Angehörigen der 
zentralen Verwaltungsebene im Sinne des Bürokratiemo-
dells nach Niskanen (vgl. Niskanen 1971, Niskanen 1975) 
beim Inputeinsatz unter Druck setzen: Zum einen können 
die Mitgliedsgemeinden mit Aufgabenentzug drohen, z. B. 
einzelne an die Verwaltungsgemeinschaftsebene übertra-
gene Aufgaben wieder in Eigenregie durchzuführen oder 
an Externe zu vergeben. Zum anderen verfügt die Verwal-
tungsgemeinschaftsebene in der Regel kaum über eigene 
Einnahmen, weswegen die notwendigen Verhandlungen um 
die Verwaltungsgemeinschaftsumlage mit den Mitglieds-
gemeinden ebenfalls dämpfend auf den Ressourceneinsatz 
wirken können.

Dieser potenzielle Vorteil der Verwaltungsgemeinschaf-
ten, der eine höhere Inputeffizienz gewährleisten kann, fin-
det allerdings seine Beschränkung in den mit der Zahl der 
Mitgliedsgemeinden steigenden Transaktionskosten (Infor-

mationskosten, Kosten der Entscheidungsfindung). Unklar 
ist außerdem der Einfluss anderer Determinanten (z.  B. 
Demographie, Siedlungsstruktur, räumliche Zusammen-
hänge zwischen Gemeinden), die größtenteils außerhalb 
der Kontrolle der kommunalen Entscheidungsträger liegen, 
auf die kommunale Effizienz, da diese mögliche Effizienz-
gewinne durch z. B. Änderung der Verwaltungsform kon-
terkarieren können: Eine Verwaltungsgemeinschaft, die vor 
allem aufgrund der zersplitterten Siedlungsstruktur unter 
hohen Kosten pro Einwohner zu leiden hat, wird nicht durch 
eine Umwandlung in eine Einheitsgemeinde effizienter.

3 � Kommunalstruktur in Sachsen-Anhalt

Zur Klärung der Forschungsfragen wird die Situation in 
Sachsen-Anhalt kurz vor der jüngsten Gemeindegebietsre-
form untersucht. Abbildung 1 zeigt die mittlerweile histori-
sche Gemeindestruktur des Jahres 2004.

Für die weitere Untersuchung werden die Landkreise 
und kreisfreien Städte ausgeklammert. Sachsen-Anhalt 
eignet sich insofern gut für diese Analyse, weil hier – im 
Gegensatz etwa zu Sachsen oder Baden-Württemberg – 
keine kreisangehörigen Städte mit Sonderstatus („Große 
Kreisstadt“) existieren, die teilweise zu Landkreisaufgaben 

Abb. 1  Kommunale Glie-
derung des Landes Sachsen-
Anhalt (2004). Gebietsstand 
31.12.2004. Datengrundla-
ge: Statistisches Landesamt 
Sachsen-Anhalt (2005: 7) 
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herangezogen werden. Wegen der unvermeidlichen Wahl 
von Indikatorvariablen zur Approximation der kommunalen 
Leistungen ist die dadurch bedingte Homogenität des kom-
munalen Leistungsspektrums von Vorteil.

Mit einer durchschnittlichen Einwohnerzahl von 1.751 
(Median: 619) konnte die Gemeindestruktur auf der Ebene 
der Einzelgemeinden im Jahr 2004 als kleinteilig bezeichnet 
werden. Wird dagegen die Ebene der Verwaltungsgemein-
schaften und Einheitsgemeinden betrachtet, so steigt die 
mittlere Bevölkerungszahl auf 9.615 Einwohner (alle Zah-
len für Gebietsstand 31.12. 2004).

In Sachsen-Anhalt waren 2004 zwei Typen von Verwal-
tungsgemeinschaften verbreitet: zum einen Verwaltungs-
gemeinschaften mit einem gemeinsamen Verwaltungsamt 
(dessen Leitung ein auf Zeit gewählter Verwaltungsbeamter 
innehatte) und zum anderen Verwaltungsgemeinschaften, 
bei denen eine Gemeinde (die sogenannte Trägergemeinde) 
eigene Kapazitäten zur Erledigung der Gemeinschaftsauf-
gaben bereitstellte; hier war der Bürgermeister der Trä-
gergemeinde gleichzeitig Leiter der Verwaltung. Daneben 
verfügten die einzelnen Mitgliedsgemeinden nur über wenig 
eigenes Personal, so dass auch die Aufgaben des eigenen 
Wirkungskreises, die der Verwaltungsgemeinschaftsebene 
nicht zur Erfüllung übertragen worden waren, de facto auf 
dieser Ebene ausgeführt wurden.

4 � Determinanten der globalen kommunalen Effizienz

4.1 � Methodik

4.1.1 � Allgemeines

Für kommunale Effizienzvergleiche bietet sich die Anwen-
dung von Methoden der betrieblichen Effizienzanalyse an, 
insbesondere die Analyse der globalen Effizienz, bei der die 
Gemeinde als „Mehrproduktunternehmen“ unter Einbezie-
hung möglichst des gesamten Leistungsspektrums inter-
pretiert wird. Dies hat im Vergleich zur Analyse einzelner 
kommunaler Leistungen einen Sinn, weil andernfalls das 
aus der betrieblichen Kostenrechnung bekannte Problem 
der Gemeinkostenzurechnung auftritt und außerdem eine 
Aggregation der einzelnen kommunalen Leistungen auf-
grund fehlender Outputpreise – analog etwa zum betrieb-
lichen Umsatz – nur bedingt möglich ist.

Im Einklang mit einem Großteil der Literatur wird hier 
ein nichtparametrischer Ansatz (Data Envelopment Analysis, 
DEA)11 anstelle des parametrischen Ansatzes der erwähn-

11  Der auf Methoden der linearen Programmierung basierende DEA-
Ansatz wurde von Charnes, Cooper und Rhodes (1978) entwickelt, 
basierend auf den Arbeiten von Farrell (1957). Das DEA-Modell unter 
Annahme variabler Skalenerträge geht auf Banker, Charnes und Coo-
per (1984) zurück.

ten Studien für Deutschland gewählt.12 Der z. B. von Geys/
Heinemann/Kalb (2010), Kalb (2010a) und Kalb (2010b) 
angewandte parametrische Ansatz zur Schätzung einer Kosten-
grenze (cost frontier) ist wegen der fehlenden Einbeziehung der 
Faktorpreise – ähnlich wie bei der herkömmlichen ökonomet-
rischen Schätzung einer Kostenfunktion – als problematisch zu 
beurteilen. Hinzu kommt, dass für diese Schätzungen nicht nur 
eine bestimmte funktionale Form für die Kostenfunktion ange-
nommen werden muss, sondern auch spezifische Annahmen 
hinsichtlich des konkreten Einflusses der Umweltvariablen 
(Einfluss auf Erwartungswert oder Varianz der Effizienzkom-
ponente des Störterms? Linearer oder nicht-linearer Zusam-
menhang?) getroffen werden müssen, was unter Umständen 
zu erheblichen Spezifikationsfehlern führen kann.13 Die Schät-
zung einer Input-Distanzfunktion wie bei Kriese (2008) weist 
neben dem genannten Spezifikationsproblem die Schwie-
rigkeit auf, dass hier erklärende Variablen (die als exogen 
gegeben angenommenen Outputmengen) und zu erklärende 
Variablen (die eingesetzten Inputmengen bzw. Kostenarten) 
auf der gleichen Seite stehen, was einerseits zur Korrelation 
zwischen einigen erklärenden Variablen und dem zusammen-
gesetzten Fehlerterm (Verletzung einer Grundannahme des 
parametrischen Schätzansatzes) oder einer Verletzung der gän-
gigen Konkavitäts- oder Quasikonkavitätsannahmen der Pro-
duktionstheorie durch die resultierende Schätzfunktion führen 
kann (vgl. Coelli/Rao/O’Donnell et al. 2005: 265).

Bei der DEA wird die sogenannte technische Effizienz 
als die relative Entfernung einer Beobachtung zu der von 
anderen Beobachtungen aufgespannten Produktionsgrenze 
gemessen, wobei explizit Konvexität der Technologie-
menge (d. h. auch Vergleich mit Linearkombinationen ein-
zelner Beobachtungen möglich)14 sowie – für diesen Beitrag 
– variable Skalenerträge unterstellt werden. Es wird im

12  Für eine vergleichende und einführende Darstellung der verschie-
denen Methoden zur Effizienzschätzung sei auf Bogetoft/Otto (2011) 
oder Coelli/Rao/O’Donnell et al. (2005) verwiesen. Speziell zur DEA 
vgl. Cantner/Krüger/Hanusch (2007).
13  Die Gefahr der Fehlspezifikation wird noch größer, wenn außerdem 
Paneldaten verwendet werden, da hier Annahmen über die Entwick-
lung der Effizienzkomponente des Störterms im Zeitablauf getroffen 
werden müssen. Standardtestverfahren für die jeweiligen Modellan-
nahmen, wie z.  B. für „normale“ Regressionsanalysen mit Panelda-
ten, existieren bisher für die Stochastic Frontier Analysis nicht (vgl. 
Greene (2008: 153 ff.).
14  Als Alternative existiert mit der Free-Disposal-Hull (FDH)-Me-
thode (Deprins/Simar/Tulkens 1984) ein nichtparametrischer Ansatz 
zur Effizienzmessung, der auf die Konvexitätsannahme verzichtet. 
Allerdings hat sich dieser Ansatz gerade bei kleineren bis mittleren 
Stichprobengrößen wie im vorliegenden Fall als wenig praktikabel 
erwiesen: Die Mehrheit der untersuchten Gemeinden wird, mangels 
Vergleichsmöglichkeiten, als effizient eingestuft. Die Konvexitäts-
annahme dagegen ermöglicht eine Ausweitung der als Benchmark 
zur Verfügung stehenden Beobachtungen, da sie auch den Vergleich 
mit „Hybridgemeinden“, d. h. Linearkombinationen der Output- und 
Inputmengen zweier bis mehrerer existierender Gemeinden, als Ver-
gleich zulässt.
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Folgenden immer ein inputorientierter Ansatz gewählt, da 
von der Annahme ausgegangen wird, dass den Gemeinden 
der größte Teil ihres Leistungsangebots „von oben“ dik-
tiert wird und sie folglich beim Inputeinsatz größere Ent-
scheidungsspielräume haben. Neben anderen Vorteilen 
(z. B. ist keine Spezifikation einer Produktions- oder Kos-
tenfunktion nötig) ermöglicht dies die Formulierung eines 
Multi-Input-Multi-Output-Problems.

Zur Einbeziehung der genannten institutionellen, demo-
graphischen oder siedlungsstrukturellen Variablen in die 
DEA haben sich einfache zweistufige Verfahren (1. Stufe: 
DEA, 2. Stufe: Regression der erhaltenen Effizienzmaße 
mit den Umweltvariablen) als problematisch erwiesen. 
Das liegt zum einen an der fehlenden Bias-Korrektur der 
Effizienzmaße und zum anderen an der Verletzung einiger 
Grundannahmen des linearen Regressionsmodells (serielle 
Korrelation der abhängigen Variablen und Korrelation der 
unabhängigen Variablen mit dem Störterm) (vgl. Simar/
Wilson 2007; Daraio/Simar 2007a: 99). Eine Lösung böte 
z. B. das von Bönisch/Haug/Illy et al. (2011) angewandte 
zweistufige Bootstrap-Verfahren nach Simar und Wil-
son (2007). Dieses beruht allerdings auf der Annahme, 
dass die Umweltvariablen keinen Einfluss auf die Lage 
der Produktionsgrenze bzw. die realisierbaren Input-Out-
put-Kombinationen (die Produktionsmöglichkeitsmenge) 
haben. 15 Außerdem liegt der zugehörigen Regressionsana-
lyse die Annahme eines linearen Zusammenhangs zwischen 
Effizienzmaß und Umweltvariablen sowie eines trunkiert 
normalverteilten Störterms zugrunde (vgl. Daraio/Simar 
2007a: 99 f.).

4.1.2 � Der Conditional-convex-order-m-Ansatz 
zur Einbeziehung von Umweltvariablen

Diese mehr oder weniger restriktiven Annahmen können 
durch die Verwendung der „bedingten“ DEA (conditional 
DEA) bzw. des hier verwendeten Conditional-convex-or-
der-m-Ansatzes (Daraio/Simar 2007b) teilweise umgangen 
werden. Daraio und Simar (2007b) leiten das Konzept des 
bedingten Effizienzmaßes aus einer bedingten Wahrschein-
lichkeitsformulierung der Produktionsmöglichkeitsmenge 
(also Wahrscheinlichkeit der technisch realisierbaren 
Input-Output-Kombinationen unter der Bedingung, dass 
die Umweltvariable einen bestimmten Wert annimmt) ab. 
Der Conditional-convex-order-m-Ansatz ist im Prinzip eine 
Weiterentwicklung der DEA unter Beibehaltung der Konve-
xitätsannahme. Der zentrale Unterschied besteht allerdings 
darin, dass die Effizienz der einzelnen Gemeinde nicht in 

15  Die Umweltvariablen sind nach dieser Annahme weder ein Substi-
tut für „reguläre“ Inputs noch unerwünschte Outputs, die zusätzlichen 
Inputeinsatz verlangen. Die Umweltvariablen beeinflussen somit nur 
die Neigung des „Managements“ (hier: vor allem der Verwaltung), 
Punkte auf der Produktionsgrenze zu wählen.

Relation zu allen anderen n Einheitsgemeinden und Verwal-
tungsgemeinschaften gemessen wird, sondern nur in Rela-
tion zu insgesamt B Bootstrap-Stichproben der Größe m aus 
den Gemeinden, deren Outputmengen bei allen Outputar-
ten (beim hier verwendeten inputorientierten Ansatz) min-
destens genauso groß sind wie bei der zu vergleichenden 
Gemeinde. Ein wesentlicher Vorteil aller Order-m-Ansätze 
(sowie der methodisch verwandten α-Quantil-Ansätze) ist, 
wie die alternative Bezeichnung „robust frontier“ nahe-
legt, die Unempfindlichkeit der Effizienzmaße gegenüber 
Ausreißerwerten. Darüber hinaus wird hier der für nichtpa-
rametrische Ansätze charakteristische „Fluch der Dimensio-
nalität“, d. h. der mit der Zahl der Input- und Outputarten 
weit überproportional ansteigende Datenbedarf zur Erzie-
lung konsistenter Schätzergebnisse, deutlich gemildert.16

Konkret erfolgt die Analyse des Einflusses von Umweltva-
riablen anhand des Quotienten Qz = θ̂C

m,n(x, y |z )/θ̂C
m,n(x, y) 

in Abhängigkeit von z, also das Verhältnis des beding-
ten zum unkorrigierten Schätzer des Order-m-Farrell-
Effizienzmaßes θ̂  mit 0 < θ̂, wobei x den Inputvektor der 
Gemeinde, y den zugehörigen Outputvektor und z die jewei-
lige Umweltvariable bezeichnet und C für die unterstellte 
Konvexität steht. Der Nenner wird dabei wie folgt berech-
net: 1) Berechnung des (FDH)-order-m-Maßes mittels eines 
Monte-Carlo-Algorithmus nach Daraio und Simar (2005: 
103), 2) Projektion der Inputmengen mittels der erhaltenen 
Effizienzmaße auf die Order-m-Grenze und Durchführung 
einer konventionellen DEA-Analyse mit den ursprüngli-
chen Outputmengen und den projizierten Inputmengen als 
Referenztechnologie (vgl. Daraio/Simar (2007b: 18 f.).

Für den Zähler, also das bedingte Effizienzmaß unter 
Berücksichtigung des Einflusses der Umweltvariable(n), 
erfolgt die Berechnung dergestalt, dass der erwähnte Mon-
te-Carlo-Algorithmus von Daraio und Simar (2005) in zwei 
Schritten modifiziert wird. Zum einen werden für die Ver-
gleichsgemeinden (d.  h. diejenigen, die mindestens die 
gleiche Outputmenge für alle Outputarten bereitstellen), 
aus denen die Bootstrap-Stichproben gezogen werden, 
Wahrscheinlichkeitsgewichte eingeführt. Dazu wird eine 
Kerndichteschätzung durchgeführt, die tendenziell den 
Gemeinden eine höhere Wahrscheinlichkeitsgewichtung 
beim Ziehen zuweist, deren Wert zj der gewählten Umwelt-
variable(n) möglichst nahe am entsprechenden Wert z der 
Gemeinde liegen, für die die relative Effizienz berechnet 
werden soll.17 Zum anderen wird als zweiter Schritt ein 
lineares Programm (modifiziertes DEA-Programm) für die 

16  Diesem Zweck dient ebenfalls die Verringerung der Zahl der ver-
wendeten Input- und Outputkategorien durch Zusammenfassung z. B. 
miteinander hoch korrelierter Outputgrößen. Dieses Vorgehen wird 
ergänzend angewandt.
17  Die konkrete Formel für das Wahrscheinlichkeitsgewicht lautet: 
K((z − zi)/h)/�n

j=1K((z − zj )/h)  mit der Kernfunktion K (hier: 
Epanechnikov-Kern) und der Bandbreite h.
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jeweilige Gemeinde gelöst, mit der entsprechenden Boots-
trap-Stichprobe als Referenztechnologiemenge (vgl. Dar-
aio/Simar (2007b: 22).

Zwei kritische Parameter sind dabei die Wahl der Band-
breite h und der Stichprobengröße m. Zur Wahl der Band-
breite für den Kerndichteschätzer wird der von Daraio und 
Simar (2005: 104; 2007a: 108  ff.) vorgeschlagene Likeli-
hood-cross-validation-Ansatz verwendet. Ziel ist es hierbei, 
im weitesten Sinne, die empirische Schätzung der Dichte-
funktion der jeweiligen Umweltvariable(n) mittels Kern-
dichteschätzung zu optimieren. Das Optimierungskriterium 
basiert auf dem k-NN(nearest neighbour)-Ansatz und ergibt 
eine individuelle optimierte Bandbreite für jede Beobach-
tung unter der Nebenbedingung, dass sich immer k% der 
Beobachtungen innerhalb der Bandbreite befinden. Dazu 
wird k so bestimmt, dass die Cross-Validation-Funktion 
maximiert wird.

Die Größe der Bootstrap-Stichprobe m dient der Fein-
einstellung, da bei Anwendung des Order-m-Ansatzes sich 
sogenannte Supereffizienz, also θ̂  > 1 nicht vermeiden lässt.
Geht m gegen unendlich, so konvergiert das Convex-order-
m-Maß mit dem konventionellen DEA-Maß. Im vorliegen-
den Fall wird m mit 100, also etwa die Hälfte der Anzahl der 
Beobachtungen angesetzt, was ein verbreiteter Richtwert 
ist.

Trotz der genannten Vorzüge weist der Order-m-An-
satz auch Nachteile auf. Zum einen existieren noch keine 
praktikablen Methoden, um z.  B. Konfidenzintervalle für 
Koeffizienten, und damit die statistische Signifikanz des 
Einflusses von z auf die Effizienz zu berechnen. Außerdem 
ist die Einbeziehung von zwei und mehr Umweltvariablen 
über einen entsprechenden Kerndichteschätzer zwar mög-
lich, aber zum einen kompliziert umzusetzen und zum 
anderen sind die Ergebnisse wegen der anzuwendenden gra-
phischen Analyseinstrumente spätestens ab drei Variablen 
kaum mehr zu interpretieren. Die Analyse beschränkt sich 
daher auf eine Analyse des Streudiagramms des Quotienten 
Qz = θ̂C

m,n(x, y |z )/θ̂C
m,n(x, y) in Abhängigkeit von jeweils 

einer Umweltvariablen z. Der Zusammenhang zwischen 
diesem Quotienten und z lässt sich dann durch Einführung 
einer nichtparametrischen Regressionslinie18 graphisch visu-
alisieren. Da bei diesem Verfahren jeweils nur ein Teil der 
Beobachtungen für jeden Punkt in die Regressionsanalyse 
einbezogen wird, ist die resultierende Regressionslinie weit 
weniger empfindlich gegenüber Ausreißern als eine normale 
Regressionslinie. Dabei steht eine (abschnittsweise) nega-

18  Bei der nichtparametrischen Regressionsschätzung wird im Gegen-
satz zur herkömmlichen linearen Regressionsanalyse kein funktiona-
ler Zusammenhang zwischen abhängigen und erklärenden Variablen 
unterstellt, sondern die Regressionslinie aus den vorhandenen Daten 
abgeleitet. Konkret wird eine lokal polynomiale Regression unter Ver-
wendung der Funktion LOWESS im Programmpaket R durchgeführt 
(vgl. Cleveland 1979, Cleveland 1981).

tive Steigung für einen positiven Effekt der Umweltvariab-
len und umgekehrt.19 Als für den Lowess-Schätzer ebenfalls 
notwendige Angabe der k% Beobachtungen, die innerhalb 
der Bandbreite liegen, wird der entsprechende Prozentsatz 
für das Order-m-Effizienzmaß übernommen.

4.1.3 � Einbeziehung nicht-stetiger Variablen

So attraktiv bestimmte Eigenschaften des Conditional-con-
vex-order-m-Ansatzes auch sind, er kann nicht für alle hier 
interessierenden Fragestellungen angewandt werden. Das 
Verfahren erfordert z. B. wegen der notwendigen Kerndich-
teschätzung stetige Umweltvariablen. Ist das nicht gegeben, 
z. B. beim hier interessierenden Vergleich der Verwaltungs-
form oder dem Einfluss der Nähe zu Ballungszentren, so
muss auf die konventionelle DEA und auf ein Verfahren
ausgewichen werden, das ursprünglich zum Testen von Ska-
lenerträgen entwickelt wurde (Simar/Wilson 2002). Dem
„Fluch der Dimensionalität“ wird dabei zumindest durch
die in Kap. 4.2 beschriebene Dimensionsreduktion der Out-
puts und Inputs Rechnung getragen.

Den Ausgangspunkt bilden die mittels der konventio-
nellen DEA (vgl. Banker/Charnes/Cooper 1984) (Inpu-
torientierung unter Annahme variabler Skalenerträge) 
ermittelten Effizienzmaße sowie die daraus errechne-
ten (und zu vergleichenden) statistischen Kenngrößen, 
z. B. Mittelwert oder Median. Es wird die Nullhypothese,
der Erwartungswert der Effizienz der einen Gruppe
unterscheide sich nicht von dem der anderen Gruppe
(H0: E(θV RS

1 ) = E(θV RS
2 )), gegen die Alternativhypothese 

H1: E(θV RS
1 ) > E(θV RS

2 ) getestet. Eine geeignete Teststatistik  
wäre dafürT = n−1

1
�

n1
i=1θ̂

VRS
1 (xi , yi)/n

−1
2

�
nVG
i=1 θ̂

VRS
2 (xi , yi),

also das Verhältnis der Gruppenmittelwerte20 zueinander. 
Falls die Alternativhypothese zutreffen sollte, müsste T 
statistisch signifikant größer als 1 sein. Die Fragestellung 

19  Man kann sich diesen Zusammenhang intuitiv für eine gegebene 
Outputmenge wie folgt verdeutlichen: Wenn z ein Substitut für einen 
regulären Input darstellt (z. B. die nicht beeinflussbare Außentempe-
ratur bei einem Erhitzungsprozess), kann eine gegebene Outputmenge 
am effizientesten (d. h. mit am wenigsten „regulären“ Input) für den 
höchsten Wert der Umweltvariablen produziert werden. Der Wert des 
Nenners des Bruchs steigt folglich mit z an. Im Extremfall sind aber 
alle Beobachtungen unter Berücksichtigung des jeweiligen Werts der 
Umweltvariablen („besser geht es unter den gegebenen Umständen 
eben nicht“) effizient, das heißt, der Wert des Zählers ändert sich mit 
zunehmendem z tendenziell nicht bzw. nicht in dem Umfang wie der 
Nenner. Im Fall eines positiven Zusammenhangs zwischen Effizienz 
und Umweltvariabler sinkt der Quotient also tendenziell mit steigen-
dem z. Stellt die Umweltvariable dagegen einen unerwünschten Out-
put dar (z. B. die Außentemperatur bei einem Kühlungsprozess), der 
zusätzlichen Input verbraucht, so sinkt der Nenner des Quotienten ten-
denziell mit steigendem z (während der Zähler weitgehend konstant, 
im Extremfall gleich 1, bleibt) (vgl. Daraio/Simar 2007a: 116 ff.).
20  Alternativ wird zum Testen der Hypothese der Gleichheit der Grup-
penmediane das Verhältnis der Gruppenmediane als Teststatistik ver-
wendet.
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lautet nun: Wie groß ist die Wahrscheinlichkeit, dass auch 
bei Gültigkeit der Nullhypothese ein Wert größer als T 
beobachtet werden kann (Wahrscheinlichkeit eines „Feh-
lers erster Art“)? Ist diese Wahrscheinlichkeit groß genug 
(d. h. größer als z. B. 0,05), dann ist die Abweichung von 
T von 1 wohl eher zufällig bzw. eine Ablehnung der Null-
hypothese auf der Basis des Wertes der Teststatistik wird 
dann problematisch. Da über die Verteilung von T nichts 
bekannt ist, werden insgesamt B = 2000 Bootstrap-Stich-
proben unter der Annahme der Gültigkeit der Nullhypothese 
gezogen (mit Zurücklegen), das heißt, die beiden Teilstich-
proben für die zwei Gruppen sollen dem gleichen Datenge-
nerierungsprozess entstammen. Dies wird dadurch erreicht, 
dass die komplette Bootstrap-Stichprobe (Größe entspricht 
der Anzahl aller Beobachtungen) jeweils aus der Grundge-
samtheit aller Beobachtungen (Ebene der Verwaltungsge-
meinschaften und Einheitsgemeinden) gezogen wird. Dazu 
wird das von Simar und Wilson (1998) vorgeschlagene 
Bootstrap-Verfahren angewandt, das eine Bias-Korrektur 
der Effizienzmaße ermöglicht. Anhand der so erhaltenen, 
bias-korrigierten Effizienzmaße für alle Beobachtungen 
berechnet sich die daraus resultierende Teststatistik T*, b. 
Den p-Wert erhält man dann als �B

b=1B
−1 · I (T ∗,b ≥ T ), 

also dem Anteil der Bootstrap-Teststatistiken, die größer als 
T ausfallen.

4.1.4 � Testen des Vorliegens von Größenvorteilen 
bei der kommunalen Leistungserstellung

Bisher stand die Frage nach dem Einfluss exogener Variab-
len, also Umstände, auf die die jeweilige Gemeinde min-
destens kurzfristig keinen Einfluss hat, auf die technische 
Effizienz im Vordergrund. Für die Suche nach der geeig-
neten „Betriebsgröße“ einer Gemeinde wäre allerdings viel 
wichtiger, die Frage zu stellen: „Gesetzt den Fall, Gemeinde 
X produziert eine gegebene Outputmenge technisch effi-
zient (sie befindet sich also auf der Produktionsgrenze), 
könnte sie ihre Produktivität nicht noch weiter steigern, 
wenn sie ihre Outputmenge steigert (oder aber gegebenen-
falls reduziert)?“ Diese Frage steht letztendlich immer im 
Hintergrund bei Gemeindefusionen. Eine mögliche Antwort 
darauf liefert die relative Skaleneffizienz.

Leider können, wie die entsprechenden Anwendungsbei-
spiele bei Daraio und Simar (2007a) zeigen, Größenvorteile 
mit dem Order-m-Ansatz nur z. B. als Zusammenhang von 
einer mit „Größe“ in Verbindung stehenden Umweltvaria-
blen und der technischen Effizienz untersucht werden. In 
diesem Sinne kann die Analyse des Einflusses der Bevöl-
kerungsdichte (Gemeinden mit höherer Bevölkerungsdichte 
haben in der Regel auch eine höhere Gesamtbevölkerung 
als dünner besiedelte Gemeinden) in Kap. 4.3.2.2 ebenfalls 
als Analyse des Vorliegens von Größenvorteilen interpre-
tiert werden.

Dies entspricht aber nicht der oben formulierten Frage-
stellung und es ist vielmehr sinnvoll, dass zur Untersuchung 
von Größenvorteilen die gesamte Produktionsgrenze ein-
bezogen wird. Deshalb wird auf die konventionelle DEA 
zur Analyse der Skaleneffizienz zurückgegriffen, die sich 
standardmäßig aus der Formel θ̂CRS/θ̂VRS ≤ 1 berechnet, 
also dem Verhältnis des Schätzers für das DEA-Effizienz-
maß im Modell mit konstanten Skalenerträgen θ̂CRS  zum 
entsprechenden Wert bei Annahme variabler Skalenerträge 
θ̂V RS . Eine Gemeinde ist skaleneffizient (weitere Produkti-
vitätssteigerungen nur aufgrund der Ausweitung oder Ver-
ringerung der Outputmenge sind nicht mehr möglich), wenn 
dieser Quotient den Wert 1 annimmt (vgl. z. B. Bogetoft/
Otto 2011: 99 ff.; Coelli/Rao/O’Donnell et al. 2005: 172 ff.).

Eine zentrale Voraussetzung zur Realisierung von Grö-
ßenvorteilen bei Gemeinden besteht darin, dass die ent-
sprechende Produktionstechnologie keine durchgehend 
konstanten Skalenerträge aufweist. Diese Hypothese wird 
analog zum Verfahren in Kap. 4.1.3 getestet, wobei als Test-
statistik T = �n

i=1θ̂CRS(xi , yi)/�n
i=1θ̂VRS(xi , yi), die dem 

Verhältnis der Mittelwerte entspricht, verwendet wird. Bei 
Vorliegen konstanter Skalenerträge würden sich die ermit-
telten (technischen) Effizienzmaße unter Annahme konstan-
ter Skalenerträge von denen unter der Annahme variabler 
Skalenerträge nicht unterscheiden, T also einen Wert nahe 
1 annehmen. Da 0 < θ̂CRS ≤ θ̂V RS ≤ 1 gilt, ist zu prüfen, ob 
T signifikant kleiner 1 ist bzw. mit welcher Wahrscheinlich-
keit auch bei Gültigkeit der Nullhypothese ein Wert kleiner 
als T gezogen wird. Der gesuchte p-Wert ist entsprechend 
�B

b=1B
−1 · I (T ∗,b ≤ T ). Ein analoger Test wird auch für das 

Vorliegen nicht zunehmender Skalenerträge durchgeführt 
(vgl. Simar/Wilson 2002; Daraio/Simar 2007a: 151  f.; 
Bogetoft/Otto 2011: 183 ff.).

4.1.5 � Zur Notwendigkeit von Tests zur Robustheit 
der Schätzergebnisse

Wie bereits angesprochen, zeichnet sich der Order-m-An-
satz der nichtparametrischen Effizienzschätzung bereits 
durch eine ausgeprägte Unempfindlichkeit gegenüber Aus-
reißern oder Extremwerten aus (vgl. Daraio/Simar 2007a: 
7, 65; Daraio/Simar 2007b: 14). Ein Ausschluss „einfluss-
reicher“ Beobachtungen (unabhängig davon, ob der Aus-
schluss auch tatsächlich sachlich, z. B. durch nachweisbare 
Messfehler, gerechtfertigt wäre) ist daher nicht erforderlich.

Für die Fälle, bei denen auf die konventionelle DEA 
zurückgegriffen werden muss (nicht-stetige Umweltva-
riablen, Skalenerträge), werden zwei Alternativszenarien 
berechnet. Zum einen werden größere Gemeinden bzw. 
Verwaltungsgemeinschaften ab 20.000 Einwohnern aus-
geschlossen, weil 20.000 Einwohner im Jahr 2004 einen 
Schwellenwert für die (teilweise freiwillige) Übernahme 
zusätzlicher Aufgaben (z.  B. eigenes Jugendamt) darstell-
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ten. Zum anderen werden nach einem von Simar (2003) vor-
geschlagenen Verfahren, bei dem der Order-m-Ansatz zur 
Entdeckung von Ausreißerwerten genutzt wird, die Beob-
achtungen ausgeschlossen, die deutlich über 1 liegende 
Order-m-Effizienzmaße (ohne Einbeziehung von Umwelt-
variablen) aufweisen. Dazu wird für den inputorientierten 
Ansatz die Ausschlussgrenze bei 1,2521 angesetzt und bei 
der Berechnung der Effizienzmaße wird außerdem die 
jeweilige Gemeinde aus der Referenztechnologiemenge 
ausgeschlossen, das heißt, ein Effizienzvergleich mit sich 
selbst als Referenzpunkt ist nicht mehr möglich.

4.2 � Daten

Die Bestimmung geeigneter Input- und Outputdaten für 
Leistungen des öffentlichen Sektors ist alles andere als 
ein triviales Problem. Auch bei der Effizienzanalyse der 
kommunalen Leistungen bestehen die üblichen Datenbe-
schränkungen für den Staatssektor: Nichtmessbarkeit vieler 
staatlicher Leistungen, fehlende oder verzerrte Output- und 
Inputpreise, fehlende Indikatoren für die Outputqualität (vgl. 
Blank/Knox Lovell 2000: 12 ff.). Folglich können insbeson-
dere die gewählten Outputgrößen nur grobe Näherungsgrö-
ßen für die unbeobachtbaren (oder wegen fehlender Daten 
nicht verfügbaren) kommunalen Leistungen darstellen. Den 
Ausgangspunkt der Wahl der Outputgrößen bildet eine Ana-
lyse der Ausgabenstruktur der kreisangehörigen Gemeinden 
(vgl. Tab. 1).

Die Ausgabenstruktur entspricht weitgehend den durch 
den jeweiligen Aufgabenbereich in Anspruch genommenen 
Inputmengen sowie – in Ermangelung geeigneter Output-
preise – tendenziell auch dem Wert des Outputs. Für kaum 
budgetwirksame Aufgabenbereiche verbessert es den Infor-
mationsgehalt der Analyse folglich nicht, wenn dafür ein 
eigener Outputindikator gewählt wird. Auf der Basis dieser 
Kostenstruktur (die genannten Bereiche machen im Durch-
schnitt etwa 88 % der Ausgaben des Verwaltungshaushalts 
aus, bei den Verwaltungsgemeinschaften sogar zwischen 
knapp 91 % und knapp 95 %) unter Berücksichtigung der 
üblichen beschränkten Datenverfügbarkeit aus der amt-
lichen Statistik sind zunächst die Zahl der Kitaplätze und 
die Zahl der Grundschüler geeignete Outputindikatoren. 
Die anhand der Flächennutzungsdaten ausgewiesenen Ver-
kehrs-, Sport- und Erholungsflächen werden als Proxy für 
die damit verbundenen kommunalen Leistungen gewählt. 

21  Konkret empfiehlt Simar (2003) hier Schwellenwerte von 1 + α für 
die α∈ (0,2; 0,3; 0,4; 0,5) zu berechnen. Wegen der unvermeidlichen 
„Supereffizienz“ bei diesem Ansatz ist α = 0,1 als Schwellenwert 
definitiv zu niedrig. Ein Wert von α = 0,25 ist somit als vertretbarer 
Kompromiss anzusehen, weil er einerseits ein relativ strenges Aus-
schlusskriterium darstellt, andererseits aber noch eine hinreichende 
Anzahl jenseits der Produktionsgrenze liegende Beobachtungen 
belässt.

Für alle übrigen eher haushaltsbezogenen kommunalen 
Leistungen wird die Bevölkerungszahl als Näherungsgröße 
herangezogen, für eher unternehmensspezifische Leistun-
gen die Zahl der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten 
nach Arbeitsort. Die gewählten Outputgrößen entsprechen 
damit dem üblichen Vorgehen in der Literatur (vgl. die Lite-
raturübersicht bei Kalb 2010b: 178 ff.).

Aufgrund fehlender Daten für die physischen Inputmen-
gen sowie die Inputpreise (z. B. Lohn- und Zinssätze) wird 
unterstellt, dass die Inputpreise für alle Gemeinden mehr 
oder weniger identisch sind, weil sie z. B. einem einheit-
lichen Tarifvertrag unterliegen und Zugriff auf den gleichen 
Kapitalmarkt haben. Unter diesen Umständen ist es mög-
lich, für die in Kap. 4.1 beschriebenen nichtparametrischen 
Effizienzanalysen anstelle der physischen Inputmengen 
geeignete Ausgabenkategorien des Verwaltungs- oder Ver-
mögenshaushalts aus der kommunalen Finanzstatistik zu 
verwenden (vgl. Färe/Primont 1988): Kapitalkosten (aggre-
gierte Sachinvestitionen seit 1995 in Preisen von 2004), 
Personalausgaben und Vorleistungen (sächlicher Verwal-
tungs- und Betriebsaufwand, Zuweisungen für laufende 
Zwecke). Für die aggregierten realen Sachinvestitionen wird 
angenommen, dass sie als Näherungsgröße für den Kapital-
stock mit den gesamten Kapitalkosten, also der Summe aus 
Abschreibungen, Zinsausgaben und kalkulatorischer Eigen-
kapitalverzinsung, eng korreliert sind.

Die jeweiligen Inputgrößen wurden dabei folgender-
maßen bereinigt:22 Bereinigung um Zahlungsströme inner-
halb einer Verwaltungsgemeinschaft, Bereinigung um im 
Verwaltungshaushalt ausgewiesene kalkulatorische Kosten 
und innere Verrechnungen, Bereinigung um Ausgaben für 
bestimmte Aufgabenbereiche (z. B. Abwasserbeseitigung), 
für die es zu Verzerrungen wegen unterschiedlicher Grade 
der Auslagerung an kommunale Unternehmen oder Zweck-
verbände kommen kann.23

Wegen der trotz Vollerhebung nur mittleren Zahl von 
etwas über 200 Beobachtungen und der dadurch beding-
ten Gefahr des bereits erwähnten „Fluchs der Dimensio-
nalität“ wird eine Dimensionsreduktion von acht auf vier 
(zwei Inputs, zwei Outputs) durchgeführt. Auf der Input-
seite sind die Personal- und Vorleistungsausgaben bereits in 
Geldeinheiten ausgewiesen und können folglich problem-

22  Für Details zur Berechnung vgl. Bönisch/Haug/Illy et. al. (2011: 
19 ff. und Tabellenanhang).
23  Diese Bereinigung sollte die Ergebnisse aber nicht wesentlich beein-
flussen. Die Ausgaben für Abwasserentsorgung machten im Schnitt 
4,5 % des Verwaltungshaushaltes aus (vgl. Tab. 1); allerdings handelte 
es sich dabei überwiegend um Zuweisungen an Zweckverbände, es 
wurden also kaum eigene Ressourcen der Gemeinde gebunden und die 
Ausgaben stellten auch kein Entgelt für bezogene Leistungen dar, sind 
also nicht als Vorleistungsbezug zu interpretieren. Ähnliches gilt für 
die übrigen ausgeschlossenen Bereiche (Versorgungs- und Verkehrs-
betriebe, sonstige wirtschaftliche Unternehmen), deren Ausgaben im 
Mittel nur 1,1 % der Ausgaben des Verwaltungshaushalts betrugen.
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los aggregiert werden, von einer weiteren Aggregation der 
Bestandsgröße „aggregierte Investitionen“ mit der Strom-
größe Personal- und Vorleistungsausgaben wird allerdings 
abgesehen.

Bei den Outputs muss dagegen wegen der unterschiedli-
chen Maßeinheiten (wie ist z. B. ein Einwohner im Verhältnis 
zu einem Kitaplatz zu gewichten?) ein etwas komplexeres 
Verfahren angewandt werden. Von den fünf Outputs sind 
die Bevölkerungszahl, die Beschäftigtenzahl, die Kitaplätze 
und die Zahl der Grundschüler hoch miteinander korreliert 
(Spearman-Pearson‘scher Rangkorrelationskoeffizient zwi-
schen + 0,72 und + 0,91), weswegen sich eine Aggregation 
zu einem „Outputfaktor“ mittels Faktorenanalyse anbietet. 
Dazu werden die einzelnen Komponenten zunächst durch 
den jeweiligen Mittelwert dividiert. Anschließend werden 
die so erhaltenen, dimensionslosen Werte addiert, wobei als 
‚Gewichtungsfaktoren‘ die Elemente des zum maximalen 
Eigenwert der Matrix yy‘ (y: 4 × 203 Matrix der vier mit-
telwertkorrigierten Outputs für alle Gemeinden) gehörigen 
Eigenvektors dienen.24 Das Ergebnis ist eine dimensionslose 

24  Der aggregierte Outputfaktor soll eine Projektion der mittelwert-
korrigierten Outputs yagg = a1y1 + a2y2 + a3y3 + a4y4 ermöglichen, 
wobei a so gewählt wird, dass die Summe der quadrierten Residuen 
minimiert wird. Diese Optimalitätsbedingung wird durch die Elemente 
des erwähnten, zum maximalen Eigenwert der Matrix von yy‘ gehö-
renden Eigenvektors erfüllt. Die Koeffizienten der Projektionsglei-

Outputgröße, die eng mit den ursprünglichen Einzelkompo-
nenten korreliert ist (Spearman-Pearson‘scher Rangkorre-
lationskoeffizient zwischen + 0,89 und + 0,95) und folglich 
alle Informationen der enthaltenen Outputgrößen gut wie-
dergibt. Tabelle 2 zeigt die wichtigsten deskriptiven statisti-
schen Kennzahlen der Input- und Outputwerte sowie der im 
Folgenden verwendeten Umweltvariablen (zu den Daten-
quellen siehe Tab. 7 im Anhang).

Ergänzend sei noch angemerkt, dass sich Verwaltungs-
gemeinschaften und Einheitsgemeinden dahingehend 
unterscheiden, das Erstere im Durchschnitt geringere  
Einwohnerzahlen und eine geringere Bevölkerungsdichte 
aufweisen, tendenziell jedoch eine größere Fläche als die 
Einheitsgemeinden haben, während es bei der Bevölke-
rungsentwicklung und der Altersstruktur keine nennenswer-
ten Unterschiede gibt (vgl. Bönisch/Haug/Illy 2011: 23). 
Für diese Unterschiede wird in den entsprechenden Unter-
suchungen des Einflusses einzelner Umweltvariablen (z. B. 
Einfluss der Bevölkerungsdichte) kontrolliert.

chung ai sind dabei nicht als Gewichtungsfaktoren zu interpretieren, 
da 

∑
ai �= 1 (vgl. Daraio/Simar (2007a: 148 ff. für ein entsprechendes 

Anwendungsbeispiel).

 

 

Tab. 1  Anteile einzelner Aufgabenbereiche an den Ausgaben des Verwaltungshaushalts von Verwaltungsgemeinschaften und Einheitsgemeinden 
in Sachsen-Anhalt 2004. (Quelle: Eigene Berechnungen auf der Basis der kommunalen Jahresrechnungsstatistik und der Statistik der Jahresab-
schlüsse öffentlicher Unternehmen für Sachsen-Anhalt)

Mittelwert Verwal-
tungsgemeinschaften 
(Trägergemeindemo-
dell) (%)

Mittelwert Verwal-
tungsgemeinschaften 
(gemeinsames Ver-
waltungsamt) (%)

Mittelwert 
Einheitsge-
meinden (%)

Mittelwert 
Sachsen-
Anhalt (%)

Gemeinkosten 
oder direkter 
Output?

Eigenbetriebe, 
kommunale Unter-
nehmen, Zweck-
verbände (Anzahl)

Verwaltung, Ge-
meindeorgane, 
Hilfsbetriebe

43,4 35,4 30,4 34,0 Gemeinkosten 4

Jugendhilfe (primär 
Kitas)

21,4 27,7 25,0 23,8 Output 5

Sport, Freizeit, 
Erholung

5,7 5,5 6,5 6,3 Output 13

Öffentliche Ordnung, 
Brandschutz

5,3 5,6 5,7 5,7 Output 0

Straßen 3,7 3,9 5,4 4,8 Output 1
Abwasserbeseitigung 2,4 3,6 5,6 4,5 Output 65
Grundschulen 3,4 5,5 3,7 4,0 Output 0
Bestattungswesen 0,9 0,6 1,3 1,1 Output 0
Allgemeines 
Grundvermögen

2,2 4,3 2,2 1,0 Gemeinkosten 0

Wasserläufe, 
Wasserbau

0,8  1,7  0,6  0,9  Output 0

Sonstigesa 1,5 0,9 1,5 1,5 Output 1
Anteile ohne Allgemeine Finanzwirtschaft; aufgeführt sind Positionen, bei denen mindestens 50 % aller Verwaltungsgemeinschaften/
Einheitsgemeinden Ausgaben aufwiesen
aKirchliche Angelegenheiten, Volksbildung, Märkte
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4.3 � Ergebnisse

4.3.1  �Einfluss der Verwaltungsform auf die kommunale 
Effizienz

Tabelle  3 zeigt die Ergebnisse für den Vergleich der Mit-
telwerte und Mediane zwischen den Verwaltungsformen 
entsprechend der in Kap.  4.1.3 beschriebenen Methodik. 
Die Nullhypothese von der Gleichheit der Mittelwerte 
wie der Mediane der relativen technischen Effizienz kann 
nicht verworfen werden. Dies gilt auch für die beiden unter 
Kap. 4.1.5 beschriebenen Alternativszenarien. Obwohl also 
die Verwaltungsgemeinschaften im Vergleich zu den Ein-
heitsgemeinden durch ihre im Durchschnitt größere Fläche 
und ungünstigere Siedlungsstruktur eher benachteiligt sind, 
macht sich das nicht notwendigerweise in einer geringe-
ren Effizienz bemerkbar. Insgesamt legen diese Ergebnisse 
nahe, dass im Durchschnitt sehr wohl noch Effizienzstei-
gerungspotenzial existiert (zwischen 15 und 22 %, je nach 

Stichprobenzusammensetzung und Verwaltungsform). 
Allerdings verdeutlicht die offensichtliche Abhängigkeit 
der relativen technischen Effizienzmaße von der Stichpro-
benzusammensetzung auch die Schwierigkeit einer genauen 
Quantifizierung der Effizienzsteigerungspotenziale.

Um als zweite Komponente der Verwaltungsform den 
Einfluss der Zahl der Mitgliedsgemeinden zu ermitteln, 
wurde eine Convex-order-m-Produktionsgrenze jeweils 
mit und ohne Einbeziehung der Umweltvariablen ermittelt. 
Die Zahl der Mitgliedsgemeinden musste dazu allerdings  
künstlich „verstetigt“ werden, indem jeweils eine Zufalls-
zahl aus der stetigen Gleichverteilung im Intervall (− 0,499, 
+ 0,499) addiert wurde.25

Abbildung 2 zeigt das Streudiagramm des Quotienten 
θ̂C
m,n(x, y |z )/θ̂C

m,n(x, y) in Abhängigkeit von der Zahl der 
Mitgliedsgemeinden. Ebenfalls eingezeichnet ist neben der 

25  Entsprechendes Auf- bzw. Abrunden ergibt folglich wieder die 
ursprüngliche Gemeindezahl (vgl. Daraio/Simar 2007a: 177).

Variable Einheit Mittelwert Standardab-
weichung

Min. Max.

Inputs x
1) Aggregierte Investitionsausgaben seit 1995 (real) TEuro 34.370,0 24.720,9 4.185,0 147.400,0
2) Personalausgaben TEuro 2.894,4 2.894,2 460,5 17.700,0
3) Ausgaben für Betriebsmittel und fremdbezogene Leistungen TEuro 2.212,3 2.430,0 347,2 17.800,0
4) Personal- und Vorleistungsausgaben 2) + 3) TEuro 5.106,708 5.061,1 1.315,3 33.174,5

Outputs y
1) Bevölkerung Einwohner 9.615,13 7.833,50 2.229 45.737
2) Kitaplätze Anzahl 443,08 340,29 102 2.046
3) Grundschüler Anzahl 235,81 194,76 0,00 1.179
4) Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte Anzahl 

(Arbeitsort)
2.508,83 3.169,39 213,00 17.918

5) Output-Aggregata dimensionslos 1,9905 1,8224 0,3773 10,9065
6) Verkehrs- und Erholungsfläche Hektar 465,15 219,86 67,00 1.191

Umweltvariablen z
1) Gemeinsames Verwaltungsamt Dummy 0,60 0,49 0 1
2) Trägergemeinde Dummy 0,17 0,38 0 1
3) Verwaltungsgemeinschaft 1) + 2) Dummy 0,77 0,42 0 1
4) Mitgliedsgemeinden Anzahl 5,49 4,00 1 22
5) Bevölkerungsdichte Einwohner 

pro km2
141,90 169,63 21,16 1.216,41

6) Bevölkerungsänderung 1995–2004 anteilige 
Änderung

− 0,0452 0,1029 − 0,3527 0,5530

7) Über 65-Jährige Anteil 0,20 0,02 0,13 0,27
8) Nachbarschaft zu Ballungszentren 1 Dummy 0,0887 0,2850 0 1
9) Nachbarschaft zu Ballungszentren 2 Dummy 0,335 0,4731 0 1

Anzahl der Beobachtungen n: 203
aSumme der durch den entsprechenden Mittelwert dividierten Werte 1) bis 4), multipliziert jeweils mit den Faktoren (0,4744238, 0,5813334, 
0,4588787, 0,4758192)

Tab. 2  Statistische Kennzahlen für Inputs, Outputs und Umweltvariablen (Verwaltungsgemeinschaften und Einheitsgemeinden in Sachsen-An-
halt 2004). (Quelle: Eigene Berechnungen; detaillierte Quellenangaben siehe Anhang)



318 P. Haug

linearen Regressionslinie der Lowess-Schätzer. Demnach 
zeigt sich ein zunächst positiver Einfluss steigender Mit-
gliederzahlen, der dann allerdings bald in die erwarteten 
Effizienznachteile infolge einer höheren Zahl der Mitglieds-
gemeinden umschlägt. Es bleibt unklar, wie die ab etwa 12 
Mitgliedsgemeinden wieder Richtung Effizienzgewinne 
umschlagende Regressionslinie zu erklären ist.

4.3.2 � Gemeindegröße, Siedlungsstruktur, Demographie 
und kommunale Effizienz

Skalenerträge und Skaleneffizienz  Zuerst wird entspre-
chend dem in Kap.  4.1.4 beschriebenen Vorgehen das 
Vorliegen konstanter oder zumindest nicht-zunehmender 
Skalenerträge getestet. Die Hypothese konstanter Skalen-
erträge wird für alle in Tab.  4 beschriebenen Zusammen-
setzungen der Stichprobe mit p-Werten von 0 abgelehnt, 

Abb. 2  Technische Effizienz und Zahl der Mitgliedsgemeinden (convex order-m frontier) – Verwaltungsgemeinschaften und Einheitsgemeinden 
in Sachsen-Anhalt 2004. (Anmerkungen: m = 100, B = 200, k = 22 %, Quelle: Eigene Berechnungen)

            
Tab. 3  Vergleich technische Effizienz (konventionelle DEA) zwischen Verwaltungsformen. (Quelle: Eigene Berechnungen)
Stichprobe Anzahl 

Beobach-
tungen

Davon 
Einheitsge-
meinden

Mittelwert 
Einheits-
gemeinden

Mittelwert Ver-
waltungsge-
meinschaften

T p-Werta Median 
Einheits-
gemeinden

Median Ver-
waltungsge-
meinschaften

T p-Werta

Alle 
Gemeinden

203 46 0,8077 0,7748 1,0425 0,996 0,8448 0,7859 1,0749 0,876

< 20.000 
Einwohner

181 33 0,7836 0,7736 1,0129 0,963 0,7964 0,7834 1,0166 0,879

Ohne 
Ausreißer

179 34 0,8292 0,8452 0,9811 0,869 0,8481 0,8657 0,9797 0,736

aJe nach gewähltem Signifikanzniveau kann die Hypothese von der Gleichheit der gewählten statistischen Kennziffern zwischen beiden 
Gruppen bei einem p-Wert < 0,1, < 0,05 oder < 0,01 verworfen werden
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ebenso die Hypothese nicht-steigender Skalenerträge. Es 
liegen also auch im Staatssektor variable Skalenerträge vor, 
das heißt, die Produktionsgrenze weist sowohl Abschnitte 
mit steigenden als auch mit abnehmenden Skalenerträgen 
aus. Für die Skaleneffizienz der einzelnen Gemeinden erge-
ben sich folgende statistische Kennzahlen (vgl. Tab. 4).

Auch wenn in den ersten beiden „Szenarien“ nur sechs 
und im dritten Fall 13 Gemeinden einen Wert von exakt 1,0 
aufweisen, so hatte die Mehrheit der Gemeinden eine annä-
hernd effiziente „Betriebsgröße“: Nach Anwendung eines 
von Simar und Wilson (2002) vorgeschlagenen Testverfah-
rens zeigte sich außerdem, dass bei zwischen 88 % und 94 % 
der Gemeinden die Abweichung von 1 als statistisch nicht 
signifikant beurteilt werden kann. Werden alle Gemeinden 
einbezogen, so operieren von den verbliebenen 15 skalen-
ineffizienten Gemeinden vier im Bereich abnehmender 
Skalenerträge (sind eigentlich schon zu groß – nicht not-
wendigerweise bezogen auf die Einwohnerzahl) und elf im 
Bereich zunehmender Skalenerträge (zu klein). Für die bei-
den alternativen Stichprobenzusammensetzungen beträgt 
die Zahl der skalenineffizienten Gemeinden elf bzw. 21, die 
alle im Bereich steigender Skalenerträge operieren, also von 
einer Ausweitung ihrer Outputmengen profitieren könnten.

Bei der Interpretation der Skaleneffizienz ist zu berück-
sichtigen, dass Gemeinde-„Größe“ sich auf die produzierte 
Outputmenge bezieht, die auch im Falle der hier durch-
geführten Dimensionsreduktion eine mehrdimensionale 
Größe ist. In der politischen Diskussion um die Gemein-
degebietsreformen wird dagegen Gemeindegröße meist mit 
der Einwohnerzahl gleichgesetzt. Abbildung 3 zeigt daher 
die Skaleneffizienz in Abhängigkeit von der Einwohnerzahl.

Der ebenfalls eingezeichnete Lowess-Schätzer verdeut-
licht, dass die Skaleneffizienz für sehr kleine Gemeinden 
mit zunehmender Einwohnerzahl ansteigt, um dann ab 
einer Einwohnerzahl im Bereich von etwa 8.000 wieder 
zu sinken. Als besonders skalenineffizient erwiesen sich 
hier entweder sehr kleine Verwaltungsgemeinschaften und 
Einheitsgemeinden (< 3.500 Einwohner) oder aber die gro-
ßen Einheitsgemeinden mit über 35.000 Einwohnern. Für 
die beiden Alternativszenarien entspricht der Verlauf der 
nicht-linearen Regressionslinie der Abb. 3 (für den Fall der 
Gemeinden unter 20.000 Einwohnern mit einem deutlich 
flacheren Verlauf ab etwa 5.000 Einwohnern), weshalb auf 
die entsprechende Grafik verzichtet wird.

Siedlungsstruktur, Demographie und technische Effi-
zienz  Eine zentrale Frage bei der kommunalen Leistungs-
erstellung stellt der Einfluss der Siedlungsstruktur dar. 
Eine hohe Einwohnerdichte (die im vorliegenden Fall mit 
der Einwohnerzahl einer Gemeinde positiv korreliert ist) 
bedeutet auf der einen Seite Kostenvorteile (pro Einwoh-
ner) bei der Versorgung der Bevölkerung, andererseits aber 
auch – bedingt durch die Bevölkerungsballung – erhöhte 
Aufwendungen etwa im Bereich der öffentlichen Sicherheit 
oder der Sozialausgaben pro Einwohner. Man kann hier von 
Ballungsvor- und -nachteilen einer verdichteten Siedlungs-
struktur ausgehen. Darüber hinaus werden in der politischen 
Diskussion auch der drohende Bevölkerungsrückgang und 
die zunehmende Überalterung als Begründung für die Not-
wendigkeit von Gemeindevergrößerungen herangezogen. 
Der Einfluss dieser Variablen auf die technische Effizienz 
der Gemeinde soll im Folgenden untersucht werden.

Das Streudiagramm (vgl. Abb. 4) scheint zunächst auf mit 
steigender Bevölkerungsdichte zunehmende Ballungsnach-
teile hinzuweisen. Das zeigen sowohl die eingezeichnete 
lineare Regressionslinie als auch die Lowess-Regressions-
linie (wobei bei Letzterer ein Bereich mit ausgeprägten 
Ballungsvorteilen (250 bis 600 Einwohner pro km2) auszu-
machen ist, der ab ca. 600 Einwohner pro km2 wieder in 
Ballungsnachteile umzuschlagen scheint). Allerdings sind 
sowohl der Verlauf der linearen Regressionslinie als auch 
der Knick in der Lowess-Regressionslinie vor allem durch 
die vier am dichtesten besiedelten Gemeinden bestimmt. 
Vorteile einer größeren Besiedlungsdichte für die techni-
sche Effizienz lassen sich also zumindest für bestimmte 
Bereiche ausmachen.

Der Bevölkerungsrückgang in Ostdeutschland nach der 
Wende hat die Gemeinden vor erhebliche Probleme gestellt 
und wird es auch in Zukunft tun. Im hier betrachteten  
Zeitraum von 1995 bis 2004 betrug der mittlere Bevölke-
rungsrückgang etwa −4,5 %. Während der Anteil der Verwal-
tungsgemeinschaften und Einheitsgemeinden mit negativer 
Bevölkerungsentwicklung 79 % betrug, gab es durchaus 
einige Gemeinden, die erheblichen Bevölkerungszuwachs 
verzeichneten, wie z.  B. die heutige Gemeinde Barleben 
(Landkreis Börde; Ansiedlung von Pharmaunternehmen) 
oder Umlandgemeinden, die von der Abwanderung aus den 
Kernstädten wie Halle und Magdeburg profitiert hatten.

Tab. 4  Statistische Kennzahlen Skaleneffizienz – Verwaltungsgemeinschaften und Einheitsgemeinden in Sachsen-Anhalt 2004. (Quelle: Eigene 
Berechnungen)
Szenario Beobachtungen Mittelwert Standardabweichung Minimum Median Maximum Anteil skaleneffizienter 

Gemeinden (%)
Alle Gemeinden 203 0,9293 0,09128 0,5212 0,9693 1,00 92,6
< 20.000 Einwohner 181 0,9474 0,07375 0,5212 0,9765 1,00 93,9
Ohne Ausreißer 179 0,9471 0,07245 0,6249 0,9752 1,00 88,3
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Insbesondere der Abbau nicht mehr benötigter Kapazi-
täten im Kindertagesstätten- oder Schulbereich kann nicht 
direkt proportional zur Bevölkerungsentwicklung erfolgen 
und führt zu Kostenremanenzen, so dass man zunächst ver-
muten könnte, dass Gemeinden mit einem höheren Bevöl-
kerungsrückgang aufgrund des höheren Inputeinsatzes 
ineffizienter arbeiten.

Tatsächlich deuten die Ergebnisse in Abb. 5 eher auf eine 
umso größere technische Ineffizienz hin, je positiver die 
Bevölkerungsentwicklung in der Vergangenheit war. Eine 
plausible Erklärung für diesen Befund konnte bisher nicht 
gefunden werden, weil z. B. kein statistischer Zusammen-
hang zwischen Bevölkerungsentwicklung und Finanzkraft 
(reiche Gemeinden neigen eher zur Mittelverschwendung) 
festgestellt werden konnte.

Neben dem Bevölkerungsrückgang ist vor allem die 
zunehmende Alterung eine zentrale demographische 
Herausforderung, weil ein höherer Seniorenanteil unter 
Umständen höhere Ausgaben der Kommunen für bestimmte 
Leistungen im Sozialbereich mit sich bringt. Andererseits 
ermöglicht eine alternde Bevölkerung aber auch Einsparun-

gen bei Schulen oder Kindertagesstätten, so dass ex ante 
keine Aussagen über die Ausgabenwirkung möglich sind.

Die Ergebnisse in Abb. 6 zeigen zunächst einen positiven 
Einfluss des Seniorenanteils auf die Effizienz, der aber ab 
20 % wieder zunehmend Ineffizienz begünstigt. Im Schnitt 
kann also eine eher effizienzmindernde Wirkung des Senio-
renanteils festgestellt werden. Die Kostenremanenzen im 
Kita- und Schulbereich und eventuelle zusätzliche Ausgaben 
im Seniorenbereich scheinen hier ein Problem darzustellen.

4.4 � Räumliche Muster bei der Effizienzberechnung

Bei den vorangegangenen Analysen besteht die Gefahr 
einer Verfälschung der Ergebnisse durch die Vernachlässi-
gung räumlicher Zusammenhänge. Es scheint naheliegend, 
dass Politik und Verwaltung die Ausgabenentscheidungen 
keineswegs unabhängig von denen der Nachbargemeinden 
treffen. In der ökonomischen Literatur lassen sich dazu im 
Wesentlichen drei Theoriestränge unterscheiden (vgl. für 
eine Übersicht z.  B. Brueckner 2003 oder Revelli 2005): 
Erstens beeinflussen die Ausgabenentscheidungen bzw. 
das Angebot kommunaler Leistungen einer Gemeinde die 

            

            

Abb. 3  Skaleneffizienz der Gemeinden und Einwohnerzahl (konventionelle DEA) – Verwaltungsgemeinschaften und Einheitsgemeinden in 
Sachsen-Anhalt 2004. (Anmerkungen: k für Lowess-Schätzer = 49 %, Quelle: Eigene Berechnungen)
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Wohlfahrt der Einwohner (oder die Ausgaben von Politik 
und Verwaltung) der Nachbargemeinden. Ein Beispiel für 
solche „Spillover-Effekte“ wäre die Mitnutzung zentral-
örtlicher Einrichtungen durch Einwohner der Nachbarge-
meinden. Der zweite Teilbereich entfällt auf die Literatur 
zum fiskalischen Wettbewerb zwischen den Kommunen um 
die mobilen Steuergrundlagen. In Deutschland sind das vor 
allem mobile Unternehmen, aber auch Einwohner, die man 
z. B. über niedrige Gewerbesteuerhebesätze oder auch über
ein entsprechendes kommunales Leistungsangebot anzu-
locken versucht. Schließlich wäre auch denkbar, dass die
Einwohner einer Gemeinde die Leistungsfähigkeit ihrer
Politiker und Verwaltungsbeamten an der der Nachbarge-
meinden messen und sich diese zu einem „Yardstick-Wett-
bewerb“ gezwungen sehen.

Grundsätzlich gestaltet sich die Einbeziehung von räum-
lichen Effekten im Rahmen von Effizienzanalysen aber 
schwierig. Vergleichsweise einfach sind lediglich räumliche 
Zusammenhänge bei den Umweltvariablen z.  B. in einer 
Regressionsanalyse zu berücksichtigen. Deutlich problema-
tischer wird es dagegen bei räumlichen Zusammenhängen 
zwischen den Effizienzmaßen oder den diesen zugrunde 
liegenden Input- und Outputgrößen. Dies hängt vor allem 

mit der Mehrstufigkeit der Analyse zusammen, denn diese 
räumlichen Effekte müssten schon bei der Ermittlung der 
Effizienzmaße berücksichtigt werden (z. B. kostenlose Mit-
nutzung der Inputs oder kostenlose Bereitstellung von Out-
puts durch Nachbargemeinden über entsprechend räumlich 
gewichtete Anteile der Nachbargemeinden), was allerdings 
nur über kaum zu überprüfende ad hoc-Annahmen möglich 
wäre.

Bisher wurde jedenfalls noch kein zufriedenstellendes 
empirisches Modell für diese Fragestellung entwickelt. 
Die existierenden Untersuchungen zu räumlichen Zusam-
menhängen bei der kommunalen Effizienz sind daher auch 
methodisch eher unbefriedigend. Die Arbeiten von Revelli 
und Tovmo (2007) für die norwegischen Kommunen haben 
nichts mit den üblichen parametrischen oder nichtparame-
trischen Verfahren zur betrieblichen Effizienzanalyse zu 
tun, weil hier lediglich ein von Borge, Falch und Tovmo 
(2004) konzipierter Effizienzindex, bestehend aus dem 
Verhältnis einer aggregierten Outputgröße zu den Gesamt-
kosten, mit Umweltvariablen unter Verwendung der gän-
gigen Methoden der räumlichen Ökonometrie regressiert 
wird. Geys (2006) wiederum ignoriert für die flämischen 
Gemeinden mit dem von ihm angewandten Verfahren (1. 

Abb. 4  Technische Effizienz und Bevölkerungsdichte (convex order-m frontier) – Verwaltungsgemeinschaften und Einheitsgemeinden in 
Sachsen-Anhalt 2004. (Anmerkungen: m = 100, B = 200, k = 49 %, Quelle: Eigene Berechnungen)
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Stufe: Berechnung der relativen Effizienzmaße mittels Sto-
chastic Frontier Analysis, 2. Stufe: räumliches Regressions-
modell mit Effizienzmaß als abhängige Variable) die bereits 
genannten Vorbehalte gegen alle unmodifizierten zweistufi-
gen Effizienzschätzungen zur Einbeziehung von Umwelt-
variablen26, die genauso für die Einbeziehung räumlicher 
Effekte gelten.

Ferner ist ein Nachweis räumlicher Zusammenhänge 
über die Residuen der entsprechenden Regression auch bei 
Anwendung des zweistufigen Bootstrap-Verfahrens, wie 
es Simar und Wilson (2007) vorschlagen, problematisch, 
weil etwaige räumliche Zusammenhänge hier durch das 
Bootstrapping der Störterme verwischt oder möglicher-
weise künstlich verstärkt werden. Vor der konkreten Spezi-
fikation des Schätzmodells wäre zuallererst aber zu klären, 
ob tatsächlich nennenswerte räumliche Zusammenhänge zu 
erwarten sind. Dazu wird die Standardmesszahl für räum-
liche Autokorrelation Moran’s I mit Bezug auf auffällige 

26  Zur Kritik an einfachen zweistufigen Verfahren im Rahmen der 
Stochastic Frontier Analysis vgl. Kumbhakar/Knox Lovell (2000: 
262 ff.).

räumliche Muster bei der Abweichung vom arithmetischen 
Mittel der Convex-order-m-Effizienzmaße sowie der ver-
wendeten Inputs und Outputs berechnet.27 Als räumliche 
Gewichtungsmatrix wird eine standardisierte Binärmatrix 
verwendet (vgl. Tab. 5).

Moran’s I weist je nach Variable unterschiedliche Ober- 
bzw. Untergrenzen auf, die teilweise deutlich geringer bzw. 
höher als + / − 1 ausfallen (zweite Spalte von rechts). Daher 
wurden die ursprünglichen Werte durch diese Obergrenze 
dividiert (äußerste rechte Spalte), so dass eine Interpretation 
analog zu den gängigen Korrelationskoeffizienten möglich 
ist. Die Ergebnisse zeigen, dass zwar bei fast allen Variab-
len – mit Ausnahme der technischen Effizienz – eine min-
destens auf 10 %-Niveau signifikant von Null verschiedene 
räumliche Autokorrelation vorliegt. Aber abgesehen von der 
Erholungs- und Verkehrsfläche ist der festgestellte räumli-
che Zusammenhang nur als schwach bis mäßig einzustufen. 
Es besteht daher wenig Veranlassung, für die Ermittlung der 
Gemeindeeffizienz räumliche Zusammenhänge in das ver-
wendete Modell zu integrieren.

27  Zur Methodik vgl. z. B. Cliff/Ord (1981: 13 ff.).

Abb. 5  Technische Effizienz und Bevölkerungsrückgang seit 1995 (convex order-m frontier) – Verwaltungsgemeinschaften und Einheitsgemein-
den in Sachsen-Anhalt 2004. (Anmerkungen: m = 100, B = 200, k = 57 %; für 1995 ist der Gebietsstand von 2004 maßgeblich, Quelle: Eigene 
Berechnungen)
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Da eine direkte Einbeziehung von räumlichen Zusammen-
hängen in die Schätzung kaum realisierbar ist, soll ersatz-
weise ermittelt werden, ob Gemeinden von der Nähe zu 

Ballungszentren bzw. den kreisfreien Städten profitieren, 
weil ihre Bürger dort Leistungen in Anspruch nehmen kön-
nen, die die Gemeinde selbst nicht bereitstellen muss. Dies 

Tab. 5  Räumliche Strukturen der Gemeindeeffizienz in Sachsen-Anhalt 2004 – Moran’s I für die Abweichungen vom arithmetischen Mittel. 
(Quelle: Eigene Berechnungen)
Variable Untergrenze 

95 %-Konfi-
denz-intervall

Moran’s I Obergrenze 
95 %-Konfi-
denz-intervall

p-Wert Obergrenze 
Moran’s Ib 
(Absolutwert)

Standar-
disiertes 
Moran’s I

Technische Effizienza − 0,0281 0,0588 0,1457 0,1850 0,4714 0,1248

Inputs
Aggregierte Investitionsausgaben seit 1995 (real) − 0,1643 − 0,0774 0,0095 0,0810 0,3792 − 0,2042
Personal- und Vorleistungsausgaben − 0,1818 − 0,0948** − 0,0078 0,0327 0,3882 − 0,2442

Outputs
Erholungs- und Verkehrsfläche 0,1791 0,2657*** 0,3523 0,0000 0,6924 0,3838
Output-Aggregat − 0,1896 − 0,1026** − 0,0156 0,0208 0,4737 − 0,2165
Anzahl Beobachtungen: 205 (Gebietsstand 30.06.2004)
***signifikant auf 1 %-Niveau, **signifikant auf 5 %-Niveau
aConvex order-m frontier ohne Umweltvariablen mit m = 100, B = 200

b|I | ≤ n/S0 ·
√

var
(∑

j

wij · (xj − x)
) /

var(xi − x) mit n Zahl der Gemeinden, S0 = �n
i=1�

n
j=1wij, x als der jeweiligen Variablen und wij

als die räumlichen Gewichtungsfaktoren der Nachbarschaftsmatrix (vgl. Cliff/Ord 1981: 21)

Abb. 6  Technische Effizienz und Seniorenanteil (convex order-m frontier) – Verwaltungsgemeinschaften und Einheitsgemeinden in Sachsen-
Anhalt 2004 . (Anmerkungen: m = 100, B = 200, k = 57 %, Quelle: Eigene Berechnungen)
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bedeutet zwar einerseits einen geringeren Faktorverbrauch 
für die Umlandgemeinden, andererseits aber auch eine ver-
ringerte Outputmenge. Die Effizienzwirkungen einer sol-
chen räumlichen Nachbarschaft sind daher ex ante nicht 
eindeutig.

Es wird analog zum Einfluss der Verwaltungsform (siehe 
Kap. 4.1.3) getestet, ob ein signifikanter Unterschied zwi-
schen den Mittelwerten und Medianen der technischen 
Effizienz von Gemeinden in der Nachbarschaft von Bal-
lungszentren und ländlichen Gemeinden vorliegt. Dazu 
wurden zwei verschiedene Dummyvariablen gebildet, die 
sich nach der Klassifikation des Bundesinstituts für Bau-, 
Stadt- und Raumforschung (BBSR) nach der Zugehörig-
keit zu Stadtregionen der einzelnen Gemeinden für die 
Pendlerbeziehungen richten. Im ersten Fall wurden nur die 
Gemeinden einbezogen, die zum inneren Pendlereinzugs-
bereich (mindestens 50 % der Auspendler pendeln in Kern-
stadt/Kerngebiet) gehören, bei der zweiten Variablen auch 
die Gemeinden, die zum äußeren Pendlereinzugsbereich 
gehören (25 % bis 50 % der Auspendler pendeln in Kern-
stadt/Kerngebiet).28 Tabelle 6 zeigt, dass sich für die zweite 
Variante kein signifikanter Effizienzunterschied zwischen 
den beiden Gruppen von Gemeinden nachweisen lässt, 
während bei der ersten Variante zumindest beim Mittelwert-
vergleich eher die Nicht-Stadtumlandgemeinden effizienter 
sind.29 Auch hier ändern sich für die beiden alternativen 
Zusammensetzungen (siehe Kap.  4.1.5) die Ergebnisse 
nicht in der Grundaussage, weshalb auf eine gesonderte 
Wiedergabe der Ergebnisse verzichtet wird.

28  Für die Verwaltungsgemeinschaftsebene wurde die am häufigsten 
vorkommende Einstufung der Mitgliedsgemeinden gewählt.
29  Die Wahrscheinlichkeit (bei Gültigkeit der Nullhypothese), 
einen Wert für die Teststatistik kleiner 0,951 zu beobachten, beträgt 
1–0,98 = 0,02. Folglich ist die Abweichung von 1 statistisch signifikant 
auf 5 %-Niveau.

5 � Zusammenfassung und Schlussfolgerungen

Die vorangegangene Analyse beschränkte sich auf die 
Frage nach den Auswirkungen von z.  B. Gemeindegröße 
oder dezentralen Gemeindeformen sowie ausgewählten 
demographischen oder siedlungsstrukturellen Faktoren auf 
die (produktionsseitig) effiziente Bereitstellung eines gege-
benen Angebots öffentlicher Leistungen. Ausgeklammert 
werden mussten dagegen andere klassische Probleme des 
fiskalischen Föderalismus wie die Wohlfahrtseffekte eines 
zentralisierten kommunalen Leistungsangebots bei räum-
lich heterogenen Präferenzen oder die Internalisierung von 
Spillover-Effekten in Großgemeinden. Die Ergebnisse von 
Bönisch/Haug/Illy et al. (2011) für Sachsen-Anhalt konnten 
dabei in der Grundtendenz bestätigt werden.

Nennenswerte Größenvorteile für die sachsen-anhal-
tischen Gemeinden konnten bei der Analyse der Skalen-
effizienz für das Jahr 2004 nicht festgestellt werden. Die 
meisten Gemeinden hatten – wird die Ebene der Verwal-
tungsgemeinschaften und Einheitsgemeinden betrachtet – 
im Vorfeld einer einschneidenden Gemeindegebietsreform 
eine in etwa angemessene „Betriebsgröße“. Ebenso wenig 
konnten signifikante Unterschiede bei der technischen 
Effizienz zwischen Verwaltungsgemeinschaften und Ein-
heitsgemeinden nachgewiesen werden. Tendenziell sinkt 
die technische Effizienz zwar mit der Zahl der Mitgliedsge-
meinden, doch ist kein durchgängig negativer Zusammen-
hang auszumachen.

Bezüglich der Einflüsse demographischer und siedlungs-
struktureller Faktoren lassen sich mit Einschränkungen 
gewisse Ballungsvorteile feststellen: Eine höhere Sied-
lungsdichte begünstigt – zumindest bei mittlerer Verdich-
tung – eher die technisch effiziente Leistungserstellung. Ein 
steigender Seniorenanteil scheint dagegen zumindest ab 
einer bestimmten Höhe ungünstig auf die technische Effi-
zienz zu wirken. Die Gründe dafür dürften vermutlich in 
Kostenremanenzen im Schul- oder Kitabereich zu suchen 
sein, wenn ein Anstieg des Seniorenanteils mit einem ent-
sprechenden Rückgang der Kinderzahlen in einer Gemeinde 
einhergeht. Überraschend war außerdem der Befund, dass 
Gemeinden, die zwischen 1995 und 2004 Bevölkerungszu-
wächse zu verzeichnen hatten, im Vergleich zu Gemeinden 
mit Bevölkerungsrückgängen technisch ineffizientere Leis-
tungen bereitstellten, wofür allerdings noch keine Erklärung 
gefunden werden konnte. Insgesamt besteht also noch wei-
terer Forschungsbedarf.

Was das Vorliegen räumlicher Zusammenhänge bei der 
Effizienz der kommunalen Leistungserstellung betrifft, so 
scheitert ein Nachweis momentan noch am Fehlen eines 
geeigneten ökonometrischen Analyserahmens. Die Analyse 
räumlicher Muster bei der Abweichung vom Mittelwert 
(Berechnung von Moran’s I) für die Effizienzmaße sowie 
die Input- und Outputgrößen lässt jedoch nur auf besten-

Tab. 6  Vergleich Mittelwert und Median technische Effizienz (kon-
ventionelle DEA) zwischen Gemeinden im Umland der Kernstädte 
und ländlichen Gemeinden – Verwaltungsgemeinschaften und Ein-
heitsgemeinden in Sachsen-Anhalt 2004. (Quelle: Eigene Berech-
nungen auf der Basis der Daten des BBSR (Quellenangabe siehe 
Anhang))

Dummy: Mindestens 
50 % der Auspendler 
pendeln in Kernstädte

Dummy: Mindestens 
25 % der Auspendler 
pendeln in Kernstädte

Wert 0 1 0 1
Anzahl 185 18 135 68
DEA Mittelwert 0,7855 0,7477 0,7785 0,7890
DEA Median 0,7990 0,7378 0,7911 0,8101
T_Mittelwert 0,9519 1,0135
T_Median 0,9234 1,0240
p-Wert Mittelwert 0,98 0,887
p-Wert Median 0,9185 0,4335
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falls mäßige räumliche Zusammenhänge bei den fraglichen 
Größen schließen. Eine Vernachlässigung derselben in der 
vorliegenden Effizienzanalyse dürfte daher zu keinen allzu 
großen Verfälschungen führen. Darüber hinaus konnte auch 
nicht der Nachweis geführt werden, dass Umlandgemeinden 
von den Leistungen der Kernstädte profitieren; zumindest 
äußert sich das nicht in einer signifikant höheren Effizienz 
der eigenen Leistungserstellung.

Auch wenn die durchgeführten Analysen auf einer not-
wendigen Verdichtung und Vereinfachung des kommuna-
len Produktionsprozesses beruhen und die Ergebnisse mit 
der gebotenen wissenschaftlichen Zurückhaltung interpre-
tiert werden müssen und durch weitere Untersuchungen 
für andere Bundesländer überprüft werden sollten, bieten 
sie dennoch bereits interessante Ansatzpunkte für poli-
tische Schlussfolgerungen. Insgesamt liefern die Ergeb-
nisse zumindest keine Rechtfertigung für die Erhaltung 
von „Kleinstgemeinden“. Gemessen an der festgestellten 
Streubreite der effizienten „Betriebsgröße“ von kreisange-
hörigen Gemeinden scheint es aber wenig ratsam, Zielvor-
gaben zu den „optimalen“ Einwohnerzahlen zu machen. 
Generell dürften etwa 8.000 bis 10.000 Einwohner zwar 
eine gute Zielgröße darstellen, doch kann die effiziente 
Gemeindegröße je nach örtlichen Gegebenheiten davon 
deutlich nach oben, aber auch nach unten abweichen. Es 
spricht außerdem nichts dagegen, diese Einwohnerzahl 

durch Bildung von Verwaltungsgemeinschaften oder Ver-
bandsgemeinden zu erreichen. Verwaltungsverbände sind 
demnach nicht unbedingt ein „Auslaufmodell“. Zweifel 
scheinen auf jeden Fall angebracht, wenn zur Erreichung 
bestimmter Einwohnervorgaben Gemeinden gebildet wer-
den, wie zuletzt in Sachsen-Anhalt, deren Flächengröße 
sich teilweise der Größe mancher Landkreise in anderen 
Bundesländern nähert (z. B. in der neugebildeten Verbands-
gemeinde Beetzendorf-Diesdorf (535  km2) oder die eben-
falls neugebildete Einheitsgemeinde Hansestadt Gardelegen 
(632 km2), beide Altmarkkreis Salzwedel) – trotz drohenden 
Bevölkerungsrückgangs.

In der Summe dürften Gemeindefusionen das Grund-
problem der mangelnden Finanzausstattung, und zwar vor 
allem mit Einnahmen aus Gemeindesteuern, nicht lösen. 
Ein Beleg für die Notwendigkeit der Radikalität mancher 
Gemeindegebietsreformen wie z.  B. in Sachsen-Anhalt 
(Reduzierung der Zahl der Gemeinden um 80 % seit 2004) 
konnte jedenfalls nicht gefunden werden. Obwohl die 
durchgeführten Reformmaßnahmen kaum mehr umkehrbar 
sind und folglich „versunkene Kosten“ darstellen, bleibt das 
Thema weiterhin aktuell, da beispielsweise in Rheinland-
Pfalz, Niedersachsen oder Thüringen mehr oder weniger 
konkrete Pläne zu weiteren Gemeinde- oder Kreisgebiets-
reformen bestehen.
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